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Seit dem 1. Januar 2025 gelten neue Regeln zur Bekämpfung missbräuchlicher «Firmenbestattun-
gen». Art.  684a OR erklärt den Mantelhandel unter bestimmten Voraussetzungen für nichtig und 
stärkt die Kontrollbefugnisse der Handelsregisterämter. Gleichzeitig wurde das Opting-out für Revi-
sionspflichten beschränkt: Ein Verzicht ist nur noch für zukünftige Geschäftsjahre möglich. Der Bei-
trag analysiert die neuen Vorschriften sowie deren praktische Umsetzung und zeigt das Spannungs-
feld zwischen konsequenter Missbrauchsbekämpfung und der Wahrung der Wirtschaftsfreiheit auf.

I. Neue Bestimmungen für (echte) Mantelgesell-
schaften: Art. 684a OR und Art. 65a HRegV

1. Einleitung
Im Zuge der Bekämpfung missbräuchlicher «Firmenbestat-
tungen» (auch als Konkursreiterei oder Serienkonkurse 
bezeichnet) hat der Schweizer Gesetzgeber neue Bestim-
mungen gegen den Handel mit sogenannten Mantelgesell-
schaften  – wirtschaftlich liquidierte, aber nicht gelöschte 
Gesellschaften  – eingeführt. Zentral ist Art.  684a OR, der 
den Handel mit Firmenmänteln verbietet und Aktienüber-
tragungen solcher Mantelgesellschaften als nichtig erklärt. 
Begleitet werden diese Regeln von weiteren Gesetzes-
änderungen (u. a. Abschaffung des rückwirkenden Opt-
ing-out, Einführung einer zentralen Personendatenbank 
mit Personensuchfunktion, verschärfte Tätigkeitsverbote 
und neue Anzeigepflichten der Konkursverwaltung) zur 
Bekämpfung von Konkursmissbräuchen wie Konkursreiterei 
oder Serienkonkursen. Das Parlament bemühte sich dabei, 
den verfassungsmässigen Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit 
möglichst zu wahren und einen angemessenen Ausgleich 
zwischen Gläubigerschutz und der Freiheit unternehmeri-
schen Scheiterns zu finden.

In diesem Zusammenhang wurden auch die Befugnis-
se der Handelsregisterämter erweitert, um die Einhaltung 
der neuen gesetzlichen Vorgaben im Einzelfall zu überprü-
fen. Bei Vorliegen eines begründeten Verdachts auf eine 
Aktienübertragung im Zusammenhang mit einer Anmel-

dung kann das Handelsregisteramt die Gesellschaft dazu 
verpflichten, ihre aktuelle, unterzeichnete und, falls vor-
handen, geprüfte Jahresrechnung einzureichen. Erfolgt 
keine Einreichung der geforderten Dokumentation inner-
halb der gesetzten Frist, oder wird durch die eingereichte 
Jahresrechnung der initiale Verdacht bestätigt, so wird die 
beantragte Eintragung durch das Handelsregisteramt ver-
weigert (684a Abs. 1 OR). Gleiches gilt für die GmbH nach 
dem neuen Art.  787a OR. Entsprechende Änderungen 
wurden auch in der HRegV mit Art. 65a HRegV für die AG 
und Art. 83 HRegV für die GmbH vorgenommen.

2. Mantelgesellschaften und Mantelhandel
Mantelgesellschaften sind im Kern juristische Hüllen ohne 
wirtschaftliche Substanz und aktive Geschäftstätigkeit. 
Nach bisheriger bundesgerichtlicher Definition bezeich-
nete der Begriff «Mantelgesellschaft» eine wirtschaftlich 
vollständig liquidierte und von den Beteiligten aufgegebene 
Gesellschaft, die rechtlich jedoch noch nicht aufgelöst wur-
de.1 Die ursprüngliche Geschäftstätigkeit der Gesellschaft 
wurde eingestellt, verwertbare Aktiven sind praktisch nicht 
mehr vorhanden, doch besteht die juristische Person formal 
weiter und ist nach wie vor im  Handelsregister eingetra-

1 BGE 123 III 473, E. 5c, S. 484 (m. w.H).
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gen. Ein Mantelhandel stellt die Übertragung der Mehrheit 
der Anteile an einer solchen Gesellschaft dar.2

Unter welchen objektiven Voraussetzungen ein wirt-
schaftlich vollständig liquidiertes Unternehmen im Sinne 
dieser Definition vorliegt, liess die bundesgerichtliche 
Rechtsprechung jedoch offen und sorgte damit für eine 
gewisse Rechtsunsicherheit, namentlich etwa, wenn noch 
Restaktiven oder eine minimale Geschäftstätigkeit vor-
lag. Ebenso äusserte sich das Bundesgericht nicht dazu, 
ob ein bestimmter Zeitraum der Inaktivität erforderlich ist, 
um eine wirtschaftliche Liquidation annehmen zu können.

In ständiger Rechtsprechung3 beurteilte das Bundes-
gericht den Handel mit solchen Firmenmänteln als rechts-
widrig und erklärte damit die Übertragungen der Anteile 
an Mantelgesellschaften ohne klare Rechtsgrundlage als 
nichtig, mit der Begründung, mit einem solchen Vorgehen 
würden zwingende gesellschaftsrechtliche Vorschriften 
umgangen: Statt eine faktisch beendete Gesellschaft vor-
schriftsgemäss zu liquidieren und aus dem Handelsregis-
ter zu löschen (Art.  934 OR), versuchten Verkäufer und 
Käufer durch den Mantelhandel, den Aufwand einer for-
mellen Liquidation bzw. einer Neugründung zu sparen. In 
der Lehre wurde diese Praxis mehrfach kritisiert. Es wurde 
zu Recht auf die wacklige Grundlage und Unschärfe dieser 
Praxis verwiesen und vertreten, dass der Mantelhandel 
nicht per se unzulässig sei und insbesondere eine automa-
tische Nichtigkeit der Transaktion überschiessend sei und 
zu einer (ungerechtfertigten) Rechtsunsicherheit führe.4

3.	 Abgrenzung zur Vorratsgesellschaft
Die Definition des Bundesgerichts warf bis zum Inkrafttre-
ten der neuen Gesetzesbestimmungen auch mit Blick auf 
sogenannte Vorratsgesellschaften, also Gesellschaften, 
die unmittelbar im Anschluss an ihre Gründung keine ope-
rative Tätigkeit entfalten und ausschliesslich aus liquiden 
Aktiven und passivseitig einem vollständig einbezahlten 
Aktienkapital bestehen, teilweise Abgrenzungsfragen auf. 
Vor diesem Hintergrund ist eine klare dogmatische Unter-
scheidung zwischen Mantel- und Vorratsgesellschaften 
angezeigt. Die einzige inhaltliche Schnittmenge dieser 
beiden Erscheinungsformen besteht darin, dass beide im 
relevanten Beurteilungszeitpunkt keine aktive Geschäfts-
tätigkeit entfalten. Vorratsgesellschaften (sogenannte 
shelf companies) werden mit dem Zweck gegründet, zu 
einem späteren Zeitpunkt kurzfristig verwendet zu wer-
den, typischerweise in Situationen, in denen eine Grün-

2	 Auch das Bundesgesetz über die Stempelabgaben (StG) spricht 
in Art. 5 Abs. 2 beim Erwerb der Mehrheit einer Beteiligung an 
einer wirtschaftlich liquidierten oder in liquide Form gebrachten 
Gesellschaft von einem Mantelhandel.

3	 Vgl. BGE 123 III 473 E. 5c; BGE 67 I 36; BGE 64 II 361 E. 1; 
ferner BGer 4A_530/2016 vom 20. 1. 2017 E. 3.2 und 4; BGer 
4A_270/2016 vom 7. 10. 2016, Sachverhalt Teil A. b. [obiter 
dictum]; vgl. auch SIMONE ALBISETTI/ANDREA PORRINI, RtiD 
2019, S. 683 ff.; MARKUS VISCHER, AJP 2013, S. 563.

4	 Vgl. MARKUS VISCHER, AJP 2013, S. 563, 571 f. m. w. H.; GASPARD 
COUCHEPIN, SJ 2014 II 203; DURI F. PRADER, Der Mantelhandel, 
S. 131 ff., 144.

dung innert kurzer Frist nicht praktikabel ist. Sie sind re-
gelmässig vollständig kapitalisiert und verfügen mangels 
geschäftlicher Aktivität über ein intaktes Eigenkapital, das 
sehr oft noch auf dem Kapitaleinzahlungskonto gutge-
schrieben ist.

Demgegenüber handelt es sich bei Mantelgesellschaf-
ten (sogenannte shell companies) um juristische Perso-
nen, die früher operativ tätig waren, ihre Geschäftstätig-
keit aber zwischenzeitlich eingestellt haben. Sie verfügen 
häufig über keine wesentlichen Aktiven mehr, und das 
Eigenkapital ist in aller Regel durch operative Verluste 
aufgezehrt (oder besteht aus einer nicht einbringlichen 
Forderung gegenüber dem bisherigen oder früheren Ge-
sellschafter). Trotz faktischer wirtschaftlicher Entleerung 
besteht die Gesellschaft als leere Hülle (d. h. ein leerer 
«Mantel» ohne Inhalt) rechtlich fort, da keine formelle Li-
quidation und Löschung im Handelsregister erfolgten.5 
Anders als der nach konstanter Rechtsprechung als nich-
tig bezeichnete Mantelhandel äusserte sich das Bundes-
gericht nie zur zivilrechtlichen Behandlung des Verkaufs 
einer Vorratsgesellschaft. Die Verwendung solcher Vor-
ratsgesellschaften wurde daher in der Literatur wie auch 
in der Praxis als zulässig und gültig angesehen, namentlich 
wenn diese vollständig kapitalisiert sind.6

Ungeachtet dieser Kritik bildet die bundesgerichtliche 
Rechtsprechung die Grundlage für die gesetzliche Neure-
gelung in Art. 684a Abs. 1 OR, welche im Rahmen der Revi-
sion zur Bekämpfung des missbräuchlichen Konkurses er-
lassen wurde. Diese Norm stellt klar, dass die Übertragung 
von Aktien dann als nichtig gilt, wenn eine Gesellschaft 
keine Geschäftstätigkeit mehr ausübt, keine verwertbaren 
Aktiven mehr aufweist und zugleich überschuldet ist. 
Damit wurde der Begriff der wirtschaftlichen Liquidation 
erstmals gesetzlich konkretisiert.

4.	 Ursprünglicher Vorschlag des Bundesrats  
und parlamentarische Debatte

Ungeachtet der oben dargestellten Kritik an der früheren 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung lehnte sich der Bun-
desrat in seiner ursprünglichen Vorlage – nachdem noch 
weitergehende Vorschläge, namentlich etwa eine massive 
Verschärfung der Haftung der Organe, in der Vernehmlas-
sung stark kritisiert und als Folge davon fallengelassen 
worden waren – als Grundlage für die Ausgestaltung sei-
ner Fassung von Art. 684a Abs. 1 E-OR im Rahmen der Re-
vision zur Bekämpfung des missbräuchlichen Konkurses 
sehr stark an die Praxis des Bundesgerichts an und berief 
sich auch explizit darauf, die bisherige Rechtsprechung 
des Bundesgerichts unverändert zu übernehmen.7

5	 ALEXANDER VOGEL, in: HRegV Kommentar, Kommentar zur 
Handelsregisterverordnung, 2. Aufl., Zürich 2023, Art. 65 N 23.

6	 Vgl. MARKUS VISCHER, AJP 2013, S. 563, 572; ALEXANDER 
VOGEL, a. a. O., Art. 65 N 23 a. E. mit weiteren Nachweisen.

7	 Botschaft zum Bundesgesetz über die Bekämpfung des miss-
bräuchlichen Konkurses (Änderung des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs, des Obligationenrechts, des Straf-
gesetzbuches, des Militärstrafgesetzes und des Strafregisterge-
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Namentlich im Nationalrat stiess der bundesrätliche 
Vorschlag jedoch auf starke Kritik und entsprechenden Wi-
derstand. So wurde u. a. angemerkt, dass «das umfassende 
Verbot des Mantelhandels gemäss Bundesrat und Ständerat 
weit über das Ziel der Vorlage, nämlich die Missbrauchsbe-
kämpfung, hinausschiesst. Die anvisierten Missbrauchsfälle, 
die in der Botschaft anschaulich umschrieben sind, sind sol-
che, in denen eine Gesellschaft überschuldet ist, sich mitun-
ter selber bewusst überschuldet hat. Daraus ergibt sich 
dann in der Folge die Schädigung von Gläubigern. Demge-
genüber ist der klassische Mantelhandel, den der Bundesrat 
und der Ständerat mit ihrer Bestimmung anvisieren, in aller 
Regel ein Geschäft betreffend eine nicht überschuldete Ge-
sellschaft».8 Entsprechend schränkte der Nationalrat auf 
Vorschlag seiner Kommission die Nichtigkeit der Übertra-
gung von Aktien auf Fälle ein, in denen eine Gesellschaft 
kumulativ keine Geschäftstätigkeit, keine verwertbaren Ak-
tiven mehr aufweist und zugleich überschuldet ist. Der Nati-
onalrat distanzierte sich damit explizit auch von der bisheri-
gen Rechtsprechung zum Mantelhandel, «deren Inhalt und 
rechtspraktische Tragweite im Einzelnen» er als «ohnehin 
unklar» beschrieb.9 Der Ständerat folgte der nationalrätli-
chen Fassung von Art. 684a OR, womit diese – und nicht der 
ursprüngliche bundesrätliche Vorschlag  – schliesslich zur 
heutigen gültigen Bestimmung wurde.

5.	 Änderungen im Detail
Als zentrale inhaltliche Neuerung der nationalrätlichen 
Fassung ist insbesondere die Voraussetzung der bilanziel-
len Überschuldung herauszuheben. Diese ersetzt die bis-
her verwendeten, jedoch auslegungsbedürftigen Begriffe 
der wirtschaftlichen und der in liquide Form gebrachten 
Gesellschaft. In der Praxis wird künftig im Zusammenhang 
mit Anteilsverkäufen vermehrt zu prüfen sein, ob und 
unter welchen Voraussetzungen tatsächlich eine bilanziel-
le Überschuldung im Sinne von Art.  684a OR vorliegt. 
Sinnvollerweise ist bei der Auslegung des Begriffs der 
Überschuldung auf Art. 725b Abs. 1 OR abzustellen. Eben-
so darf wohl davon ausgegangen werden, dass in Anleh-
nung an Art.  725b Abs.  4 Ziff.  1 OR auf entsprechenden 
Forderungen gegenüber der betreffenden Gesellschaft 
gewährte Rangrücktritte als überschuldungsmindernd zu 
qualifizieren und zu berücksichtigen sind, welche damit 
eine bestehende Überschuldung – zumindest für Zwecke 
von Art.  684a OR  – rechtswirksam beseitigen können, 
zumal die zugunsten der Gesellschaft gewährten Rang
rücktritte, sofern sie die betragsmässig den Betrag der 
Überschuldung übersteigen, eine Schädigung der Gläubi-

setzes), BBl 2019 5193, 5204 f.: «Als Massnahme gegen die 
‹organisierte Firmenbestattung› soll die langjährige Recht­
sprechung des Bundesgerichts zum sogenannten ‹Mantelhandel› 
kodifiziert werden. […] Insgesamt gehen die vorgeschlagenen 
Gesetzesbestimmungen jedoch nicht weiter als die Recht­
sprechung des Bundesgerichts.»

8	 Siehe AB 2021 N 2011.
9	 Siehe a. a. O.

ger ausschliessen, weshalb eine Anwendung von Art. 684a 
OR nicht gerechtfertigt wäre. Insgesamt sind die im Parla-
ment vorgenommenen Einschränkungen zu begrüssen, da 
sie zu einer klareren Abgrenzung beitragen und die Unsi-
cherheiten der bisherigen richterrechtlichen Praxis redu-
zieren.

Darüber hinaus stellt die Revision klar, dass der Er-
werb und die Verwendung von Vorratsgesellschaften zu-
lässig bleiben. Diese werden nicht von der Nichtigkeitsfolge 
des Art.  684a Abs.  1 OR erfasst, sofern sie ordnungsge-
mäss gegründet sowie kapitalisiert (und damit auch sach-
logisch nicht überschuldet) sind.

Auch wenn Art. 684a OR im Aktienrecht verortet ist 
und damit primär Aktiengesellschaften adressiert, er-
streckt sich die Regelung über den Verweis in Art. 787a OR 
ausdrücklich auch auf die GmbH: Für die Abtretung von 
Stammanteilen einer überschuldeten Gesellschaft ohne 
Tätigkeit und Aktiven gelten die aktienrechtlichen Vor-
schriften sinngemäss. Damit ist klargestellt, dass der Han-
del mit einem «GmbH-Mantel» ebenso unwirksam ist.

6.	 Aufgeworfene Fragen
Durch die gesetzlich vorgesehene Nichtigkeitsfolge wird 
der Mantelhandel, d. h. der Verkauf einer inaktiven, über-
schuldeten Gesellschaft, bereits auf der Stufe Verpflich-
tungsgeschäft für unwirksam erklärt. Verkäufer und Käu-
fer können aus dem ungültigen Anteilskaufvertrag keine 
Rechte oder Pflichten herleiten. Der bisherige Aktionär 
oder Gesellschafter bleibt zivilrechtlich Eigentümer der 
Anteile; ein gutgläubiger Erwerb dürfte damit ausge-
schlossen sein. Etwaige bereits vollzogene Leistungen 
(namentlich eine Kaufpreiszahlung) sind nach Bereiche-
rungsgrundsätzen zurückzuerstatten. Eine Zuwahl von 
neuen Organen im Anschluss an den ungültigen Verkauf 
ist in Anbetracht der strengen bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung zu Formmängeln ebenfalls als ungültig 
anzusehen, womit durch die vermeintlich neu gewählten 
Organe zulasten der übertragenen Gesellschaft einge-
gangene Verpflichtungen in den meisten Fällen ungültig 
sein dürften, ausser Dritte können sich im Einzelfall auf 
eine Vertrauenshaftung stützen. Den Dritten verbleibt 
aber die Möglichkeit, namentlich wenn die neuen exter-
nen Verbindlichkeiten der Gesellschaft als ungültig anzu-
sehen sind, Schadenersatzforderungen in Analogie zu 
Art. 39 Abs. 1 OR gegen die (vermeintlichen) Organe der 
Gesellschaft, welche trotz tatsächlich fehlender Organ-
stellung in deren Namen gehandelt haben, geltend zu ma-
chen. Sie sind damit oft besser geschützt, als wenn sie 
eine Forderung gegen die überschuldete Gesellschaft er-
worben hätten.

In diesem Zusammenhang stellt sich die praktische 
Frage, ob eine ursprünglich nichtige Transaktion durch 
die nachträgliche Beseitigung der Überschuldung geheilt 
werden kann. Wird die im Zeitpunkt der Übertragung 
überschuldete Gesellschaft nach der Übertragung der 
Aktien tatsächlich saniert, sodass die Überschuldung 
nachträglich vollumfänglich beseitigt wird, ist wohl 
davon auszugehen, dass die Voraussetzungen für die 
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Nichtigkeit rückwirkend entfallen (bzw. die Nichtigkeit 
«geheilt» wird).10

7. Missbrauchsbekämpfung versus Wirtschaftsfreiheit: 
Gläubigerschutz mit Augenmass

Die geschilderten Neuerungen sollen die Gläubigerinter-
essen und die Integrität des Wirtschaftsverkehrs schüt-
zen, ohne dabei die Wirtschaftsfreiheit übermässig zu be-
schneiden. Gerade in einem liberalen Wirtschaftsstandort 
wie der Schweiz ist die Balance zwischen strikter Miss-
brauchsbekämpfung und der Freiheit unternehmerischen 
Handelns sensibel.11 Der Bundesrat betonte zwar in seiner 
Botschaft, dass den Anliegen nach schärferem Vorgehen 
gegen Konkursreiter entsprochen werde, ohne dass über-
mässig in die Wirtschaftsfreiheit eingegriffen werde. Den-
noch sind die vom Bundesrat vorgeschlagenen Massnah-
men im Parlament zu Recht noch stärker eingeschränkt 
worden, um bei der Ausgestaltung der Massnahmen auf 
die Wahrung der unternehmerischen Freiheiten und die 
Möglichkeit eines «Neuanfangs» in nicht missbräuchlichen 
Fällen eines wirtschaftlichen Scheiterns zu achten. So be-
schränkt sich das Mantelhandelsverbot bewusst auf Fälle 
der Überschuldung – ein Unternehmen, das zwar vorüber-
gehend keine geschäftliche Tätigkeit entfaltet, jedoch sol-
vent ist, kann weiterhin gültig übertragen werden. Dies 
lässt Raum für legitime Nachfolgelösungen, einschliess-
lich Verkäufen von Gesellschaften, die praktisch kein ope-
ratives Geschäft mehr aufweisen, aber beispielsweise als 
Vehikel für neue Aktivitäten dienen sollen.

Nichtsdestotrotz gibt es Stimmen, die vor Überregu-
lierung warnen. Kritisiert wurde beispielsweise die poten-
zielle Rechtsunsicherheit, die eine Nichtigkeitsregel nach 
sich ziehen kann, wenn sie – etwa Jahre später – ex post 
angewendet wird. Für solche Situationen wird die Praxis 
tragfähige Lösungen entwickeln müssen, um einerseits 
den Gesetzeszweck (Gläubigerschutz) zu erfüllen, ande-
rerseits aber nicht Dritte ungewollt zu schädigen.

8. Einschätzung und Fazit
Art. 684a OR bringt eine willkommene Klarstellung in eine 
zuvor durch richterrechtliche Auslegung geprägte und 
vielfach kritisierte Rechtsprechung. Durch die präzisere 
Umschreibung des Nichtigkeitstatbestandes, insbesonde-
re durch die Voraussetzung der Überschuldung, wird die 
Rechtsanwendung vereinheitlicht und die Rechtssicher-
heit erhöht, namentlich auch hinsichtlich der Verwendung 

10 BGer 5C_143/205 vom 2. 2. 2006, E. 2: «Das Rechtssicherheits­
gebot sowie der Grundsatz von Treu und Glauben gebieten, dass 
der Zeitablauf je nach der konkreten Situation selbst den Makel 
der Nichtigkeit zu ‹heilen› vermag.»

11 So bereits auch die Rechtskommission des Ständerates, BBl 2019 
5193, S. 5196: «Die Bekämpfung des Missbrauchs ist zwar ein 
wichtiges Ziel, darf aber nicht absolute Priorität haben: Viele 
Konkurse sind weder missbräuchlich noch nur verschuldet und die 
betroffenen Personen müssen das Anrecht auf eine ‹zweite 
Chance› haben. Bei der Umsetzung dieser Motion ist deshalb 
besonders darauf zu achten, dass die verschiedenen Interessen 
vernünftig gegeneinander abgewogen werden.»

von Vorratsgesellschaften. Gleichzeitig bleiben praxisrele-
vante Fragen, etwa zu den genauen Voraussetzungen 
einer Heilung der Nichtigkeit bei nachträglicher Sanierung, 
bestehen. Künftig wird sich zeigen müssen, wie die Han-
delsregisterämter ihre neuen Prüfkompetenzen handha-
ben und in welchem Umfang die Gerichte sich mit der 
Frage der nachträglichen Wirksamkeit vormals nichtiger 
Transaktionen befassen werden. Die praktische Umset-
zung und gerichtliche Klärung offener Detailfragen wer-
den entscheidend dafür sein, ob die mit der Revision an-
gestrebte Missbrauchsbekämpfung ohne überschiessende 
Wirkung umgesetzt werden kann.

II. Opting-out

1. Ausgangslage und Änderungen
Aktiengesellschaften mit maximal zehn Vollzeitstellen im 
Jahresdurchschnitt können mit Zustimmung aller Aktio-
näre auf die eingeschränkte Revision verzichten (soge-
nanntes Opting-out). Nach früherem Recht trat dieser Ver-
zicht sofort in Kraft, sofern er innerhalb von sechs Monaten 
nach Abschluss des Geschäftsjahres und vor der Genehmi-
gung der Jahresrechnung erklärt worden ist. Dadurch ent-
fiel die Pflicht zur Prüfung der Jahresrechnung für das ab-
gelaufene Geschäftsjahr durch eine Revisionsstelle.

Mit der Gesetzesrevision per 1. 1. 2025 wurde diese 
Praxis geändert: Ein Opting-out ist nur noch für künftige 
Geschäftsjahre möglich. Die Gesellschaft muss die Ver-
zichtserklärung vor Ende des laufenden Geschäftsjahres 
beim Handelsregister anmelden und dabei bestimmte Un-
terlagen einreichen, darunter den Protokollauszug der Ge-
neralversammlung sowie die unterzeichnete Jahresrech-
nung mit dem Revisionsbericht (Art. 727a Abs. 2 und 2bis

OR). Das Opting-out zum Gründungszeitpunkt einer Ge-
sellschaft ist jedoch weiterhin erlaubt.

2. Gesetzgeberische Intention
Hintergrund der Änderung war die Überlegung, eine miss-
bräuchliche Verwendung der (bisherigen) Möglichkeit, das 
Opting-out rückwirkend zu nutzen, zu verhindern.12 In der 
Praxis kam es vor, dass Unternehmen das Opting-out ge-
zielt einsetzten, um sich nachträglich einer bereits beste-
henden Revisionspflicht zu entziehen. Beispielsweise konnte
eine Gesellschaft, bei der während des Geschäftsjahres kri-
tische Prüfungsergebnisse auftraten, etwa wegen einer 
drohenden Überschuldung, vor der Generalversammlung 
ein Opting-out beschliessen. Dadurch bestand die Möglich-
keit, dass eine Jahresrechnung genehmigt wurde, die fak-
tisch nie einer Revision unterzogen worden war, indem der 
Zeitraum, in dem eine Prüfung hätte erfolgen müssen, 
nachträglich «übersprungen» wurde. Um solche Miss-
brauchsfälle zu verhindern, wird mit der Gesetzesrevision 
ganz allgemein, auch ohne das Vorliegen eines Miss-
brauchs, ein rückwirkendes Opting-out verunmöglicht.

12 BBl 2019 5193, S. 5206 ff.
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3. Eintragung im Handelsregister
Die Eintragung im Handelsregister wird zusätzlich mit 
einem Vermerk über den Zeitpunkt des Inkrafttretens ver-
sehen, sodass für Dritte ersichtlich bleibt, ab wann eine 
Gesellschaft von der Revisionspflicht befreit wurde. Ent-
sprechend wurde Art. 45 Abs. 1 Bst. p HRegV ergänzt, um 
die Anforderungen an den Handelsregistereintrag für Ak-
tiengesellschaften zu präzisieren: Falls eine Gesellschaft 
keine ordentliche oder eingeschränkte Revision durch-
führt, muss der Eintrag künftig einen Hinweis auf den Ver-
zicht sowie das Datum des Beginns des Geschäftsjahres, 
ab dem dieser Verzicht gilt, enthalten.

Verlegt eine ausländische Kapitalgesellschaft ihren Sitz 
in die Schweiz, ist die Eintragung der Sitzverlegung konsti-
tutiv. Laut EHRA wird ein Eintragungstext akzeptiert, der 
festhält, dass die Gesellschaft ab dem Zeitpunkt der Eintra-
gung der Sitzverlegung auf eine eingeschränkte Revision 
verzichtet. Ein ähnliches Verfahren gilt bei der Umwandlung 
von Gesellschaften wie Kollektivgesellschaften, Komman-
ditgesellschaften oder Vereinen in eine Kapitalgesellschaft. 
Auch in diesem Fall wird ein vergleichbarer Eintragungstext 
akzeptiert, der den Verzicht auf eine eingeschränkte Revi-
sion ab dem Zeitpunkt der Umwandlung festlegt.13

13 Praxismitteilung EHRA 1/2025, S. 5.

4. Einschätzung und Fazit
Diese gesetzliche Neuregelung bringt zwar mehr Rechts-
sicherheit, führt jedoch auch zu gewissen Herausforde-
rungen in der Praxis. Die Abschaffung der Möglichkeit, ein 
Opting-out rückwirkend oder unterjährig zu erklären, 
schränkt die Flexibilität insbesondere für kleinere Unter-
nehmen deutlich ein. So bleibt beispielsweise in Fällen, in 
denen es während des laufenden Geschäftsjahres zu Pro-
blemen mit der Revisionsstelle kommt, etwa durch deren 
Rücktritt oder erhebliche Verzögerungen, kein Hand-
lungsspielraum mehr, kurzfristig auf eine Revision zu ver-
zichten. Auch erhöht sich der Planungsdruck, da der Ver-
zicht zwingend vor Ablauf des Geschäftsjahres beim 
Handelsregister angemeldet werden muss. Versäumt die 
Gesellschaft diese Frist, muss trotz Einigkeit aller Aktionä-
re  – und Abwesenheit eines Kapitalverlusts oder einer 
Überschuldung  – zwingend eine Revision durchgeführt 
werden, was zu unnötigen Kosten führen kann. Gleichzei-
tig wird das Handelsregister zur zentralen Kontrollinstanz 
für die neuen Anmeldeanforderungen, deren fristgerechte 
Verarbeitung entscheidend für die Wirksamkeit des 
Opting-out ist. Für Kleinstgesellschaften bedeutet dies 
einen zusätzlichen administrativen Aufwand, der nicht in 
jedem Fall gerechtfertigt erscheint. Ob sich diese starre 
Vorverlagerung des Opting-out-Beschlusses in der Praxis 
bewährt, bleibt abzuwarten.

Hilfe für unsere Bergbevölkerung schafft neue Perspektiven

Die Schweizer Patenschaft für Berggemeinden fördert 
die Solidarität mit der Schweizer Bergbevölkerung und 
mindert das Gefälle zwischen wohlhabenden und wirt-
schaftlich benachteiligten Regionen. 

Mit projektbezogener Hilfe an unterstützungswürdige 
Gemeinden, Korporationen usw. hilft sie, dass unsere 
Bergregionen bewohnbar bleiben und aktiv bewirtschaftet 
und gepflegt werden. Die objektbezogenen Spenden wer-
den ohne Spesenabzug den Begünstigten weitergereicht. 
Bei grösseren Vermächtnissen bietet sich die Möglichkeit, 
einen Fonds mit klar umschriebener Zweckbestimmung 
zu eröffnen.

Asylstrasse 74 berggemeinden.ch
8032 Zürich info@patenschaft.ch Postkonto 80-16445-0 
Telefon 044 382 30 80 IBAN CH51 0900 0000 8001 6445 0
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